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www.kommunsense.de
Kommentierte EuGH-Rechtsprechung

EuGH-Urteil  vom 16. September 2008 

(C-288/07 - HFR 2008 S. 1192)
Betrieb von Parkhäusern durch öffentliche Einrichtungen

Leitsätze:

1. Artikel 4 Abs. 5 Unterabs. 2 der 6. EG-RL ist dahin auszulegen, dass die Frage, ob die Behandlung von Einrichtungen des öffentlichen Rechts, die im Rahmen der öffentli-chen Gewalt tätig werden, als Nichtsteuerpflichtige zu größeren Wettbewerbsverzer-rungen führen würde, mit Bezug auf die fragliche Tätigkeit als solche zu beurteilen ist, ohne dass sich diese Beurteilung auf einen lokalen Markt im Besonderen bezieht. 

2. Der Begriff „führen würde” i. S. des Artikel 4 Abs. 5 Unterabs. 2 der 6. EG-RL ist dahin auszulegen, dass er nicht nur den gegenwärtigen, sondern auch den potenziellen Wettbewerb umfasst, sofern die Möglichkeit für einen privaten Wirtschaftsteilnehmer, in den relevanten Markt einzutreten, real und nicht rein hypothetisch ist. 

3. Der Begriff „größere” i. S. des Artikel 4 Abs. 5 Unterabs. 2 der 6. EG-RL ist dahin zu verstehen, dass die gegenwärtigen oder potenziellen Wettbewerbsverzerrungen mehr als unbedeutend sein müssen.

►   Volltext der Entscheidung:
http://www.kommunsense.de/index.php3?site=aktuelldownload&id=2395
►   DIE SPEZIELLE BFH-KOMMENTIERUNG:
Bedeutung der Begriffe „führen würde“ und „größere“ in Artikel 4 

Abs. 5 Sechste Mehrwertsteuerrichtlinie
A.   Problemstellung
Nach Artikel 4 Abs. 5 Unterabs. 1 der Richtlinie 77/388/EWG (nunmehr Artikel 13 Abs. 1 Unterabs. 1 der MwStSystRL) gelten Staaten, Länder, Gemeinden und sonstige Einrichtungen des öffentlichen Rechts nicht als Steuerpflichtige, soweit sie die Tätigkeiten ausüben oder Leistungen erbringen, die ihnen im Rahmen der öffentlichen Gewalt obliegen, auch wenn sie im Zusammenhang mit diesen Tätigkeiten oder Leistungen Zölle, Gebühren, Beiträge oder sonstige Abgaben erheben. Falls sie jedoch solche Tätigkeiten ausüben oder Leistungen er-bringen, gelten sie für diese Tätigkeiten oder Leistungen als Steuerpflichtige, sofern eine Be-handlung als Nicht-Steuerpflichtige zu größeren Wettbewerbsverzerrungen führen würde (Ar-tikel 4 Abs. 5 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG; nunmehr Artikel 13 Abs. 1 Unterabs. 2 der MwStSystRL). Gemäß Artikel 4 Abs. 5 Unterabs. 3 der Richtlinie 77/388/EWG (nunmehr Artikel 13 Abs. 1 Unterabs. 3 der MwStSystRL) gelten die vorstehend genannten Einrichtun-gen in jedem Fall als Steuerpflichtige in Bezug auf die in Anhang D aufgeführten Tätigkeiten, sofern der Umfang dieser Tätigkeit nicht unbedeutend ist. § 2 Abs. 3 UStG setzt diese Be-stimmungen in nationales Recht um (vgl. hierzu im Einzelnen Klenk in: Sölch/Ringleb, UStG, § 2 Rn. 231 ff.). Der EuGH hat bereits geklärt, dass es sich bei der Vermietung von Plätzen für das Abstellen von Fahrzeugen um eine Tätigkeit handelt, die einer Einrichtung des öffentli-chen Rechts über die Umsatzsteuern im Rahmen der öffentlichen Gewalt obliegt, wenn sie in Ausübung einer öffentlich-rechtlichen Sonderregelung erfolgt. Dies ist der Fall, wenn die Aus-übung dieser Tätigkeit das Gebrauchmachen von hoheitlichen Befugnissen umfasst. Artikel 4 Abs. 5 Unterabs. 4 der Richtlinie 77/388/EWG ist dahin gehend auszulegen, dass das Unter-bleiben der Steuerbefreiung für die Vermietung von Plätzen für das Abstellen von Fahrzeugen gemäß Artikel 13 Teil B Buchst. b dieser Richtlinie es nicht verhindert, dass die Einrichtungen des öffentlichen Rechts, die diese Tätigkeit ausüben, für diese nicht mehrwertsteuerpflichtig sind, wenn die Voraussetzungen in den Unterabsätzen 1 und 2 dieser Bestimmung erfüllt sind (EuGH-Urteil vom 14.12.2000 - C-446/98 - EuGHE I 2000, 11435 „Fazenda Publica“). Der EuGH hatte nun im Anschluss an diese Rechtsprechung über weitere Auslegungsfragen zu Artikel 4 Abs. 5 der Richtlinie 77/388/EWG im Zusammenhang mit der Überlassung von Parkplätzen durch kommunale Einrichtungen zu befinden. 
B.   Inhalt und Gegenstand der Entscheidung
Dem Vorabentscheidungsersuchen nach Artikel 234 EG lagen Rechtsstreitigkeiten zwischen den Commissioners of Her Majesty's Revenue & Customs (Commissioners) und vier lokalen Behörden (lokale Behörden) wegen der Mehrwertsteuerpflicht dieser Behörden für die Be-wirtschaftung von abgeschlossenen Parkeinrichtungen für Autos zugrunde. Die betroffenen lo-kalen Behörden bieten Stellplätze in Parkeinrichtungen zur Anmietung an. Auch der Privat-sektor stellt solche Leistungen zur Verfügung. In der Vergangenheit gingen die lokalen Ge-bietskörperschaften im Vereinigten Königreich davon aus, dass sie auf ihre Einnahmen aus der Bewirtschaftung von Parkeinrichtungen Mehrwertsteuer zu entrichten hätten. Im Anschluss an die neuere Rechtsprechung des EuGH (EuGH-Urteil vom 14.12.2000 - C-446/98 - EuGHE I 2000, 11435 „Fazenda Publica“) stellten jedoch rund 127 lokale Gebietskörperschaften An-träge auf Erstattung der bislang entrichteten Mehrwertsteuer mit der Begründung, dass sie nach Artikel 4 Abs. 5 Unterabs. 1 der Richtlinie 77/388/EWG nicht zu Mehrwertsteuer hätten herangezogen werden dürfen. Der Gesamtbetrag der eingereichten Erstattungsansprüche be-läuft sich auf 129 Mio. britische Pfund. In den Rechtsstreitigkeiten des Ausgangsverfahrens (Musterklagen) umfassen die geltend gemachten Ansprüche 1,6 Mio. britische Pfund. Die Commissioners lehnten die Erstattung ab. Die betroffenen lokalen Behörden erhoben da-raufhin Klage gegen die Entscheidung der Commissioners beim zuständigen Gericht in Lon-don. Dieses entschied, dass die Frage der Behandlung von Einrichtungen des öffentlichen Rechts als Nichtsteuerpflichtige auf der Grundlage von Artikel 4 Abs. 5 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG für jede der betroffenen lokalen Behörden getrennt zu beantworten sei, also einzelfallbezogen für jeden Steuerpflichtigen, und kam zu dem Ergebnis, dass eine Behandlung dieser Behörden als nicht mehrwertsteuerpflichtig nicht zu größeren Wettbe-werbsverzerrungen führen würde. Jede dieser Behörden wurde deshalb von der Mehrwert-steuer auf die Einkünfte aus der Bewirtschaftung von Parkeinrichtungen befreit. Die Com-mmissioners legten gegen die Entscheidung des Gerichts Rechtsmittel zum High Court of Jus-tice ein. Ihr Hauptargument geht dahin, dass Artikel 4 Abs. 5 der Richtlinie 77/388/EWG na-tionale Bedeutung habe, was es erfordere, sich ein Gesamtbild über die Folgen zu verschaffen, die eine Befreiung lokaler Behörden von der Mehrwertsteuer auf die Bewirtschaftung von Parkeinrichtungen für den gesamten Privatsektor hätte. Der High Court of Justice hat das Verfahren ausgesetzt und dem Gerichtshof folgende Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt: 
1. Ist der Begriff „Wettbewerbsverzerrungen“ bezogen auf die einzelne öffentliche Einrich-tung zu bestimmen, so dass der Begriff - im vorliegenden Fall - mit Bezug auf das Gebiet oder die Gebiete zu bestimmen ist, in dem oder in denen die betreffende Einrichtung Parkein-richtungen zur Verfügung stellt, oder mit Bezug auf das gesamte Hoheitsgebiet des Mitglied-staats? 
2. Welche Bedeutung hat der Begriff „führen würde“? Insbesondere, welcher Wahrschein-lichkeitsgrad oder welches Maß an Gewissheit ist zur Erfüllung dieser Voraussetzung er-forderlich? 
3. Welche Bedeutung hat der Begriff „größere“? Insbesondere, sind damit Auswirkungen auf den Wettbewerb, die mehr als „geringfügig“ oder de minimis sind, „erhebliche“ Auswirkun-gen oder „außergewöhnliche“ Auswirkungen gemeint? 
Der EuGH antwortete wie folgt: 
1.  Artikel 4 Abs. 5 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG ist dahin auszulegen, dass die Frage, ob die Behandlung von Einrichtungen des öffentlichen Rechts, die im Rahmen der öf-fentlichen Gewalt tätig werden, als Nichtsteuerpflichtige zu größeren Wettbewerbsverzer-rungen führen würde, mit Bezug auf die fragliche Tätigkeit als solche zu beurteilen ist, ohne dass sich diese Beurteilung auf einen lokalen Markt im Besonderen bezieht. 
Der EuGH begründet diese Antwort auf die erste Frage im Wesentlichen unter Hinweis auf den Grundsatz der steuerlichen Neutralität, der ein fundamentales Prinzip des gemeinsamen Mehrwertsteuersystems sei. Danach dürfen Wirtschaftsteilnehmer, die gleichartige Umsätze tätigen, bei der Erhebung der Mehrwertsteuer nicht unterschiedlich behandelt werden. Die von den betroffenen lokalen Behörden vertretene Auffassung, wonach es nur auf etwaige Wettbe-werbsverzerrungen auf dem lokalen Markt ankomme, widerspreche insofern dem Grundsatz der steuerlichen Neutralität, als es nicht nur zur unterschiedlichen Besteuerung von Einrich-tungen des öffentlichen Rechts und privaten Steuerpflichtigen kommen könne, sondern auch zu einer Ungleichbehandlung der Einrichtungen des öffentlichen Rechts untereinander (je nach ihrer geographischen Lage). Auch das Prinzip der Rechtssicherheit gebiete diese Ant-wort, weil andernfalls mit umfangreichen Streitigkeiten zu den Wettbewerbsbedingungen auf einem bestimmten lokalen Markt zu rechnen sei. 
2.  Der Begriff „führen würde“ i.S.d. Artikel 4 Abs. 5 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG ist dahin auszulegen, dass er nicht nur den gegenwärtigen, sondern auch den potenziellen Wettbewerb umfasst, sofern die Möglichkeit für einen privaten Wirtschaftsteilnehmer, in den relevanten Markt einzutreten, real und nicht rein hypothetisch ist. 
Zur Begründung der Antwort auf die zweite Frage verweist der EuGH auf die Systematik der Regelung: Die Behandlung von Einrichtungen des öffentlichen Rechts nach Artikel 4 Abs. 5 Unterabs. 1 der Richtlinie 77/388/EWG als nicht mehrwertsteuerpflichtig stelle eine Abwei-chung von der allgemeinen Regel der Besteuerung jeder Tätigkeit wirtschaftlicher Art dar, so dass diese Bestimmung eng auszulegen sei. Artikel 4 Abs. 5 Unterabs. 2 dieser Richtlinie stel-le aber die genannte allgemeine Regel wieder her, um zu verhindern, dass die Behandlung öf-fentlicher Einrichtungen als Nichtsteuerpflichtige zu größeren Wettbewerbsverzerrungen füh-re. Diese Bestimmung dürfe daher nicht eng ausgelegt werden. Letzteres wäre aber der Fall, wenn Artikel 4 Abs. 5 Unterabs. 2 der Richtlinie nur gegenwärtige Wettbewerbsverzerrungen erfassen würde. 
3.  Der Begriff „größere“ i.S.d. Artikel 4 Abs. 5 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG ist dahin zu verstehen, dass die gegenwärtigen oder potenziellen Wettbewerbsverzerrungen mehr als unbedeutend sein müssen.
Hierzu führt der EuGH unter Hinweis auf Artikel 4 Abs. 5 Unterabs. 3 der Richtlinie 77/388/ EWG u.a. aus, dass die Behandlung öffentlicher Einrichtungen als Nichtsteuerpflichtige nur zugelassen werden kann, wenn sie lediglich zu unbedeutenden Wettbewerbsverzerrungen führen würde. Diese Auslegung werde auch durch die Anwendung des Grundsatzes der steuer-lichen Neutralität bestätigt. 
C.   Kontext der Entscheidung
Das Besprechungsurteil zeichnet mit guten Gründen eine Entscheidung des High Court of Justice zugunsten der von den Commissioners vertretenen Rechtsauffassung vor. 
Der EuGH hat auf ein Vorabentscheidungsersuchen des BFH (BFH-Beschluss vom 08. Juli 2004 - VII R 24/03 - BStBl II 2004 S. 1034) ferner entschieden, dass ein Einzelner, der mit einer Einrichtung des öffentlichen Rechts im Wettbewerb steht und der geltend macht, diese Einrichtung werde für die im Rahmen der öffentlichen Gewalt ausgeübten Tätigkeiten nicht oder zu niedrig zur Mehrwertsteuer herangezogen, sich im Rahmen eines Rechtsstreits gegen die nationale Steuerverwaltung auf Artikel 4 Abs. 5 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/ EWG zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern beru-fen kann. Artikel 4 Abs. 5 der Richtlinie 77/388/EG erfülle nämlich die Kriterien für die un-mittelbare Wirkung, da darin die Einrichtungen und Tätigkeiten, für die die Regel der Behandlung als Nichtsteuerpflichtiger gelte, klar bezeichnet seien (EuGH-Urteil vom 08. Juni 2006 - C-430/04 - EuGHE I 2006, 04999 „Feuerbestattungsverein Halle e.V.“). 
Der BFH hat im Anschluss daran u.a. geklärt, dass der in Artikel 4 Abs. 5 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG enthaltene Grundsatz der steuerlichen Neutralität von einem Steuer-pflichtigen im Wege der Konkurrentenklage geltend gemacht werden kann, wenn Einrich-tungen des öffentlichen Rechts für die Tätigkeiten oder Leistungen, die sie im Rahmen der öffentlichen Gewalt ausüben oder erbringen, als Nichtsteuerpflichtige behandelt werden und dies zu größeren Wettbewerbsverzerrungen führt. Insoweit komme ernstlich in Betracht, § 2 Abs. 3 UStG drittschützende Wirkung beizulegen (BFH-Urteil vom 05.10.2006 - VII R 24/03 - BStBl II 2007 S. 243). 
Das Besprechungsurteil schafft in Fortsetzung dieser Grundsätze nunmehr weitere Klarheit, unter welchen Voraussetzungen größere Wettbewerbsverzerrungen i.S.v. Artikel 4 Abs. 5 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG als drittschützende Bestimmung anzunehmen sind. 
Schließlich ist in diesem Zusammenhang die jüngst ergangene Rechtsprechung des BFH zur Zulässigkeit einer „negativen“ Konkurrentenklage im Zusammenhang mit der Körperschaft-steuer- und Gewerbesteuerpflicht von Rettungsdiensten und Krankentransporten zu beachten. Der BFH hält die §§ 5 Abs. 1 Nr. 9 Satz 2 KStG, 3 Nr. 6 Satz 2 GewStG i.V.m. §§ 64 bis 68 AO (auch) für drittschützende Normen. Dementsprechend stehe § 66 AO einer Verpflich-tungsklage nicht entgegen, die ein körperschaftsteuer- und gewerbsteuerpflichtiger Anbieter von Rettungsdienst- und Krankentransportleistungen mit dem Ziel erhebt, andere Anbieter dieser Leistungen - insbesondere Wohlfahrtsverbände - zu besteuern (BFH-Beschluss vom 18.09.2007 - I R 30/06 - BFH/NV 2008 S. 490, vgl. dazu im Einzelnen Fischer, jurisPR-SteuerR 14/2008 Anm. 1; Heger, DStR 2008 S. 807 ff.).
D.   Auswirkungen für die Praxis
Die Grundsätze des Besprechungsurteils erlangen bei der richtlinienkonformen Auslegung von § 2 Abs. 3 UStG bzw. bei der möglichen unmittelbaren Berufung auf Artikel 4 Abs. 5 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWB Bedeutung. Sie zeigen im Zusammenhang mit der neueren Rechtsprechung des BFH (BFH-Urteil vom 05.10.2006 - VII R 24/03 - BStBl II 2007 S. 243) auf, unter welchen Voraussetzungen ein privater Unternehmer, dessen Umsätze der Umsatzsteuer unterworfen werden, bei Wettbewerbsverzerrungen im Verhältnis zu möglich-erweise rechtswidrig nicht besteuerten Umsätzen von juristischen Personen des öffentlichen Rechts u. U. erfolgreich eine „negative“ Konkurrentenklage erheben kann. 
►   Autor und Fundstelle:

Friederike  G r u b e  (Richterin am Bundesfinanzhof) -  

jurisPR-SteuerR 51/2008 Anm. 6
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